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L�nderreport Vereinigte Arabische Emirate
I. Rechtspolitischer Hintergrund

Seit den 1970er Jahren haben sich die arabischen Golfstaa-
ten und insbesondere die Vereinigten Arabischen Emirate
(VAE) dank ihrer enormen Erd�l- und Erdgasvorkommen
zu wichtigen Handelspartnern der westlichen Industrienatio-
nen entwickelt. Mit dem schnellen wirtschaftlichen Auf-
schwung und der Internationalisierung des Handels ging die
Notwendigkeit einher, auch das seit dem Zusammenschluss
der sieben Emirate (Abu Dhabi, Dubai, Sharjah, Ras Al
Khaimah, Ajman, Fujairah und Umm Al Quwain) in den
Jahren 1971/72 neu geschaffene Rechtssystem zu reformie-
ren, um den erheblich ge�nderten Rahmenbedingungen
Rechnung zu tragen. Insbesondere das Wirtschaftsrecht
musste angesichts der seit 1996 bestehenden Mitgliedschaft
der VAE in der Welthandelsorganisation (WTO) internatio-
nalen Standards angen�hert werden, um eine verl�ssliche
Grundlage f�r ausl�ndische Investoren zu schaffen. Hierbei
ist zu beachten, dass die seit 1971/72 bestehende, aber erst
1996 endg�ltig vom Bund und den Emiraten best�tigte Ver-
fassung der VAE den einzelnen Emiraten �berall dort, wo
der Bund keine autonome Zust�ndigkeit hat, eine eigene Ge-
setzgebungskompetenz zugewiesen hat, wovon insbeson-
dere das Emirat Dubai (Stichwort: Freihandelszonen) in den
letzten 2 Jahrzehnten ausgiebig Gebrauch gemacht hat.

Obwohl die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise in den
Jahren 2008/09 auch in den VAE zu einem betr�chtlichen
R�ckgang der Wirtschaftsleistung gef�hrt hat, zeigt sich die
heimische Wirtschaft (vor allem die Bau- und Immobilien-
branche) mittlerweile deutlich erholt mit Tendenz zu weite-
rem Wachstum, was nicht zuletzt auch an der Sogwirkung
des Zuschlags f�r die Weltausstellung 2020 in Dubai liegen
d�rfte. MEEDS Projects sch�tzt allein f�r die Jahre 2015 –
2017 trotz einbrechender �leinnahmen das Projektvergabe-
volumen auf bis zu 250 Mrd. US$. Zur Bew�ltigung dieser
Vorhaben ist das kleine Golfemirat mit nunmehr ca. 9,3
Mio. Einwohnern (davon aber nur ca. 10–15% Einheimi-
sche) vor allem auf ausl�ndische Unternehmen und Arbeits-
kr�fte angewiesen. F�r Investoren aus dem Ausland gilt es
weiterhin, Rechtssicherheit zu schaffen. Hier sind in den
letzten 2 Dekaden enorme Fortschritte erzielt worden, auch
wenn weiterhin etliche protektionistische Besonderheiten
den insgesamt positiven Gesamteindruck etwas tr�ben.

Im Folgenden sollen die wichtigsten Rechtsreformen der
letzten Jahre einschließlich aktuell relevanter beh�rdlicher
Praxis in einem kurzen �berblick zusammenfassend darge-
stellt werden.

II. Auswahl wichtiger Rechtsgebiete,
Gesetzes�nderungen und Reformen

1. Investitions- und Gesellschaftsrecht
a) Investitionsrecht

Anders als z.B. die Nachbarstaaten Saudi Arabien (K�nig-
liches Dekret Nr. M/1 v. 11. 4. 2000) und Katar (Gesetz

Nr. 13/2000) verf�gen die VAE nicht �ber ein eigenst�ndi-
ges Investitionsgesetz, um einheitliche Voraussetzungen
f�r ausl�ndische Investoren zu schaffen. Diese sind viel-
mehr vor allem dem f�deralen VAE-Gesellschaftsgesetz
(GesG – Bundesgesetz Nr. 8/1984 v. 20. 3. 1984 i.d.F. der
�nderungsgesetze Nr. 13/1988, Nr. 15/1998 und Nr. 1/
2009) und der – allerdings teilweise stark voneinander ab-
weichenden – lokalen und nicht immer kodifizierten „Ver-
waltungspraxis“ der einzelnen Emirate zu entnehmen (in
Dubai z.B. dem neuen Comprehensive Guide for Starting
Business in Dubai, 2014, V:1.0). Die Schaffung eines ein-
heitlichen Investitionsgesetzes ist auch in den n�chsten
Jahren nicht zu erwarten.

b) Reform des Gesellschaftsrechts

Das GesG von 1984 regelt abschließend – �ber einen Nu-
merus Clausus der Gesellschaftsformen – die verschiede-
nen gesellschaftsrechtlichen M�glichkeiten, in den VAE
gewerbliche bzw. Handelsaktivit�ten betreiben zu k�nnen
(u.a. die in der Praxis wichtige Limited Liability Company
(LLC), Art. 218ff. GesG). Es ist in den letzten Jahren
mehrfach reformiert worden, zuletzt im Jahr 2009 (Bun-
desgesetz Nr. 1/2009 v. 5. 7. 2009), wobei u.a. die vormals
bestehenden gesetzlichen Anforderungen zum Mindest-
stammkapital einer LLC (150000 AED) aufgehoben wur-
den. Gleichwohl wird von den lokalen Lizenzierungsbe-
h�rden – je nach Art und Umfang der beantragten Gesell-
schaftsaktivit�t – weiterhin h�ufig ein gewisses Mindestka-
pital gefordert.

Die f�r ausl�ndische Investoren entscheidende Norm,
Art. 22 GesG, hat sich jedoch bislang allen Reformbem�-
hungen – trotz WTO-Mitgliedschaft – erfolgreich „wider-
setzt“. Danach gilt f�r alle Gesellschaftsformen des GesG,
dass mindestens 51% der Gesellschaftsanteile zwingend ei-
nem VAE-Staatsangeh�rigen oder einer zu 100% im emi-
ratischen Eigentum stehenden juristischen Person zu �ber-
lassen sind. Bereits am 28. 5. 2013 hat der „Federal Natio-
nal Council“ der VAE eine umfangreiche �nderung des
GesG beschlossen. Der verabschiedete Entwurf enth�lt al-
lerdings nicht die lang erwartete Aufhebung des lokalen
Mehrheitserfordernisses; jedoch soll das Kabinett – in Ab-
stimmung mit dem Wirtschaftsminister und den einzelnen
Emiraten – nunmehr berechtigt sein, per Beschluss festzu-
legen, an welcher Gesellschaftsform und welcher Aktivit�t
sich Ausl�nder mehrheitlich – ggf. sogar bis zu 100% –
beteiligen k�nnen. Ob und wie davon Gebrauch gemacht
werden wird, ist noch unklar. Der neue Entwurf sieht zu-
dem die M�glichkeit der Verpf�ndung von Anteilen sowie
die Gr�ndung einer LLC mit nur einem Gesellschafter vor.
Das �nderungsgesetz liegt bereits dem Kabinett der VAE
zur Unterzeichnung vor, die aber – soweit ersichtlich –
noch nicht erfolgt ist.

Im Staatsgebiet der VAE verbleibt es deshalb zun�chst bei
der erw�hnten zwingenden inl�ndischen Mehrheitsbeteili-
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gung (51%). Ausl�ndische Gesellschafter werden deshalb
weiterhin bem�ht sein, die Nachteile ihrer Minderheitsstel-
lung durch vertragliche Konstellationen zu kompensieren.
�blich, aber rechtlich nicht unbedenklich sind insofern Ne-
benvereinbarungen der Gesellschafter (sog. „Sponsor
Agreements“ oder „Side Agreements“), die der Gleichstel-
lung der Parteien oder der kompletten wirtschaftlichen und
rechtlichen Ausschaltung des lokalen Gesellschafters die-
nen sollen. Der lokale „sleeping partner“ erh�lt daf�r im Ge-
genzug in der Regel eine interne Haftungsfreistellung sowie
eine gewisse Pauschalverg�tung. Das sog. „Anti-Fronting
Law“ (Bundesgesetz Nr. 17/2004), welches im November
2007 in Kraft treten sollte, verbietet entsprechende Neben-
absprachen jedoch ausdr�cklich und stellt sie unter emp-
findliche Strafen. Das Inkrafttreten dieses Gesetzes wurde
durch einen Kabinettsbeschluss f�r zwei weitere Jahre auf-
geschoben; die Frist ist zum 31. 12. 2009 abgelaufen, so dass
das Gesetz seit dem 1. 1. 2010 als in Kraft getreten anzuse-
hen ist. Eine Um- und Durchsetzung des Gesetzes steht aber
noch aus.

c) Freihandelszonen/Sonderwirtschaftszonen

Aufgrund des oben genannten „Prinzips der lokalen Beteili-
gung“ (51% – 49%) haben sich seit Mitte der 1980er Jahre
in den verschiedenen Emiraten (beginnend in Dubai mit der
JAFZ) sog. „Free Zones“ entwickelt, bei denen es sich – in
Weiterentwicklung bloßer Zollfreizonen – um spezielle Son-
derwirtschaftszonen handelt, in denen vor allem ausl�ndi-
schen Investoren neben steuerlichen und arbeitsrechtlichen
Erleichterungen erstmals die M�glichkeit er�ffnet wurde,
eigene Gesellschaften und Zweigniederlassungen ohne in-
l�ndische Beteiligung gr�nden zu k�nnen. Selbst in Abu
Dhabi, das der Idee der Freihandelszonen lange Zeit skep-
tisch gegen�berstand, hat 2008 mit der „twofour 54 Free Zo-
ne“ die erste Freihandelszone ihren Betrieb aufgenommen.
Unangefochtener Spitzenreiter im Markt der Freihandelszo-
nen bleibt aber weiterhin das Emirat Dubai, das im Jahr
2004 �ber den Weg einer Verfassungs�nderung sogar die
Errichtung des international sehr beachteten Dubai Interna-
tional Financial Centers, einer „Financial Free Zone“ mit
eigenem Rechts- und Gerichtssystem, durchsetzte. Die Idee
der Freihandelszonen hat sich aufgrund des Erfolges der ers-
ten Freihandelszonen mittlerweile in allen Emiraten und
auch in den umliegenden arabischen Golfstaaten durchge-
setzt.

2. �nderungen des Handelsvertreterrechts

Die VAE sind – neben Saudi Arabien – Deutschlands
wichtigster Handelspartner und Absatzmarkt auf der Ara-
bischen Halbinsel. Allein im Jahr 2014 betrugt das deut-
sche Exportvolumen ca. 10 Mrd. e. Ein nicht unwesentli-
cher Teil dieser Exporte wird �ber lokale Vertriebsmittler
gesteuert, weshalb f�r deutsche Exporteure insbesondere
das weiterhin als protektionistisch zu bezeichnende Han-
delsvertretergesetz der VAE (HVG – Bundesgesetz Nr. 18/
1981 i.d.F. der �nderungsgesetze Nr. 14/1988, Nr. 13/
2006 und Nr. 2/2010) von enormer Bedeutung ist. Danach
d�rfen im Staatsgebiet der VAE nur emiratische Vertriebs-
mittler t�tig werden. Ebenfalls sieht das Gesetz vor, dass
Handelsvertretungen zwingend in einem extra daf�r einge-
richteten Register zu registrieren sind. Der Schutz des
HVG f�r einen Vertriebsmittler (z.B. gesetzlich vorgese-
hene Exklusivit�t des Handelsvertreters f�r das im Vertrag
festgelegte Gebiet, Blockadem�glichkeiten, extremer K�n-

digungsschutz und hohe, nicht abdingbare Ausgleichsan-
spr�che) entsteht erst mit Registrierung, so dass der kundi-
ge Vertriebsmittler stets auf diese dr�ngen wird. Liegt eine
Registrierung nicht vor, so k�nnen zumindest origin�re
Anspr�che nach dem HVG vor Gerichten der VAE grund-
s�tzlich nicht eingeklagt werden. Die Rechtsprechung der
beiden Kassationsgerichtsh�fe in Abu Dhabi und Dubai ist
hierzu jedoch uneinheitlich.

Ist die Vertretung registriert, so gibt es erhebliche, wenn
nicht sogar un�berwindliche Probleme, einen entsprechen-
den Vertretervertrag aufzul�sen und aus dem Register zu l�-
schen. Aufgrund des �nderungsgesetzes Nr. 13/2006 vom
3. 6. 2006 war hier im Juli 2006 zun�chst eine entscheidende
�nderung eingetreten. Die alte Regelung, wonach die bloße
Nichtverl�ngerung eines befristeten Vertretervertrages als
unzul�ssige Rechtsaus�bung anzusehen war und deshalb als
Beendigungsgrund grunds�tzlich ausschied, wurde aufgeho-
ben. Eine befristete Vertretung endete daher mit Ablauf der
vertraglichen Frist, und der Vertrag konnte auf Antrag des
Prinzipals sogar aus dem Handelsvertreterregister gel�scht
werden. Diese erhebliche Verbesserung der Position der
Prinzipale wurde jedoch bereits im M�rz 2010 wieder revi-
diert (Bundesgesetz Nr. 2/2010) und der „status quo ante“
wieder hergestellt. Gem�ß Art. 8 des ge�nderten HVG ist es
dem Prinzipal nun nicht mehr gestattet, eine befristete Han-
delsvertretung zu beenden oder die Erneuerung des Han-
delsvertretervertrages abzulehnen, es sei denn, es gibt hier-
f�r einen wirklich schwerwiegenden Grund. Eine erneute
Liberalisierung ist angesichts der starken lokalen „Vertreter-
Lobby“ nicht zu erwarten.

3. �nderungen des Arbeits-, Aufenthalts- und
Sozialrechts

a) Arbeitsrecht

Die VAE besitzen ein einheitliches Arbeitsgesetzbuch, das
Bundesgesetz Nr. 8/1980 i.d.F. einer Vielzahl von �nde-
rungsgesetzen (AGB – u.a. ge�ndert mit Gesetz Nr. 24/
1981, Nr. 15/1985, Nr. 12/1986, Nr. 14/1999 und Nr. 08/
2007) und Verordnungen, die seit dem Inkrafttreten 1980
erlassen worden sind. Das AGB regelt – regelm�ßig er-
g�nzt durch Ministerialbeschl�sse – abschließend die
Rechte und Pflichten von aus- und inl�ndischen Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern. Die Freihandelszonen halten in
der Regel eigene arbeitsrechtliche Regelungen f�r ihre In-
vestoren und deren Besch�ftigten vor. Schon Anfang des
neuen Jahrtausends hatte es ernsthafte Bem�hungen gege-
ben, unter Einbindung von Anregungen aus der Privatwirt-
schaft ein neues Arbeitsgesetzbuch vorzubereiten, doch
verliefen diese im Sande. Nun hat der Arbeitsminister der
VAE in einem Zeitungsinterview im Januar 2015 angek�n-
digt, dass die Vorbereitungen zu einer „General�berho-
lung“ des AGB so gut wie abgeschlossen seien. Genaue In-
halte dieser Reformbestrebungen sind jedoch noch unbe-
kannt. Eine der wichtigsten Neuregelungen der letzten Jah-
re im Bereich Arbeitsrecht war – motiviert durch interna-
tionale Kritik an den Arbeitsbedingungen ausl�ndischer
Gastarbeiter – die Einf�hrung des sog. „Wage Protection
System“ (WPS) durch Ministerialbeschluss Nr. 788/2009
vom 20. 7. 2009. Durch das durch die VAE-Zentralbank
�berwachte WPS wird nun gew�hrleistet, dass Geh�lter
rechtzeitig und vollst�ndig vom Arbeitgeber an den Arbeit-
nehmer gezahlt werden. Bei Nichtbeachtung drohen dem
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Arbeitgeber empfindliche Strafen bis hin zur tempor�ren
Blockade seines Gewerbes.

b) Aufenthaltsrecht – „Emiratisierung“

In einem Staatengebilde wie den VAE, in denen ca. 85%
der Einwohner Ausl�nder sind, sind aufenthaltsrechtliche
Bestimmungen und deren Befolgung von großer Bedeu-
tung. Das staatlich eng kontrollierte Einwanderungssystem
h�ngt dabei in vielen Bereichen direkt mit arbeitsrechtli-
chen Vorgaben zusammen. So erhalten ausl�ndische Ar-
beitnehmer in der Regel nur dann eine zeitliche befristete
Aufenthaltserlaubnis (residence visa), wenn sie �ber eine
Arbeitserlaubnis (work permit) verf�gen. Gem. Art. 9, 10
AGB wird eine solche Arbeitserlaubnis jedoch nur ge-
w�hrt, wenn feststeht, dass keine geeigneten emiratischen
Arbeitnehmer auf dem Arbeitsmarkt verf�gbar sind. Da
dies in der Vergangenheit trotz hoher einheimischer Ar-
beitslosigkeit kaum Beachtung fand, erfolgte mit Beschluss
des Ministerialrates vom 19. 4. 2004 (Ministerialbeschluss
Nr. 259/1 aus 2004) die erste Verordnung zur sog. „Emira-
tisierung“, indem Besch�ftigungsquoten f�r gr�ßere Unter-
nehmen aus bestimmten Branchen f�r einheimische Ar-
beitskr�fte eingef�hrt wurden. Zum 1. 1. 2011 wurde die-
ses System mit Ministerialbeschluss Nr. 1187/2010 ge�n-
dert und auf ein System von finanziellen Anreizen f�r das
Erf�llen lokaler Besch�ftigungsquoten umgestellt. Weitere
Emiratisierungsbestrebungen des Gesetzgebers sind aber
zu erwarten.

Zum Erhalt einer Arbeitserlaubnis bedarf es grunds�tzlich
eines lokalen Arbeitsverh�ltnisses mit einem in den VAE
ans�ssigen Arbeitgeber (dem sog. „Sponsor“). W�hrend die-
ser Zeit ist der Arbeitnehmer nicht berechtigt, f�r einen
anderen Arbeitgeber als seinen Sponsor t�tig zu werden
(Art. 67 der Durchf�hrungsbestimmungen – Ministerial-
beschluss Nr. 360/1997 vom 16. 7. 1997 zum Bundesgesetz
Nr. 6/1973). Das Verweilen und Arbeiten in den VAE ohne
ausreichende Arbeits- und Aufenthaltsgenehmigung ist
verboten, was die Beh�rden der VAE mittlerweile penibel
�berwachen. Dem Sponsor-System ist zudem immanent,
dass Arbeitnehmer nicht beliebig und in der Regel nicht
ohne Zustimmung ihres alten Dienstherrn den Arbeitgeber
wechseln d�rfen. Zur Flexibilisierung des Arbeitsmarktes
wurde deshalb ebenfalls zum 1. 1. 2011 (Ministerialbe-
schluss Nr. 1186/2010) diese Regelung insofern reformiert,
als Arbeitnehmer, deren mindestens schon 2 Jahre dauern-
des Arbeitsverh�ltnis ordentlich beendet wird oder die �ber
bestimmte Qualifikationen verf�gen, nunmehr auch ohne 6-
monatige Sperre und Zustimmung des alten Arbeitgebers ih-
ren Job wechseln k�nnen.

c) Sozialversicherungsrecht

Die VAE kennen kein nationales und allgemeinverbindli-
ches Sozialversicherungssystem. Sozialversicherungsbei-
tr�ge nach deutschem Muster sind deshalb nicht abzuf�h-
ren. Lediglich f�r einheimische Arbeitskr�fte hat der lo-
kale Arbeitgeber auf der Basis des Bundesgesetzes Nr. 7/
1999 seit dem 1. 1. 1999 Beitr�ge zur Alterssicherung und
Absicherung bei Berufsunf�higkeit, Unfall und Tod abzu-
f�hren. Ansonsten war der Arbeitgeber bislang nur ver-
pflichtet, dem Arbeitnehmer eine sog. „Health Card“ zu fi-
nanzieren, die allerdings – an deutschen Maßst�ben ge-
messen – lediglich die notwendigste Grundversorgung ab-
deckt.

Das Emirat Abu Dhabi hat dies mit Gesetz Nr. 23/2005
grundlegend ge�ndert. Seit Anfang 2007 sind die Arbeitge-
ber in Abu Dhabi dazu verpflichtet, ihre Arbeitnehmer
(und deren Familien bis zu 3 Kindern) �ber eine staatlich
anerkannte Krankenversicherung mit einem Mindestkran-
kenversicherungsschutz abzusichern. Ohne den Abschluss
einer solchen Krankenversicherung werden keine Arbeits-
und Aufenthaltserlaubnisse erteilt. F�r die Kosten der
Krankenversicherung hat allein der Arbeitgeber aufzukom-
men.

Das Emirat Dubai hatte die Einf�hrung eines entsprechen-
den Systems aufgrund der weltweiten Finanzkrise in den
Jahren 2008/2009 zun�chst auf Eis gelegt. Mit dem im No-
vember 2013 verk�ndeten Gesetz Nr. 11/2013 vom 23. 11.
2013 soll nun ebenfalls eine Pflichtkrankenversicherung f�r
alle Einwohner des Emirats Dubais eingef�hrt werden. Das
neue Gesetz, in Kraft getreten zum 1. 1. 2014, findet glei-
chermaßen Anwendung auf emiratische Staatsangeh�rige,
Ausl�nder mit Aufenthaltserlaubnis sowie auf Besucher/
Touristen. Der Plan zur Umsetzung ist zeitlich gestaffelt:
derzeit gilt das Gesetz nur f�r Großunternehmen mit mehr
als 1000 Besch�ftigten. Ab dem 1. 7. 2015 gilt es dann auch
f�r Unternehmen mit 100 bis 999 Arbeitnehmern und ab
dem 1. 6. 2016 auch f�r alle verbleibenden Unternehmen. In
den N�rdlichen Emiraten gilt derzeit weiter das Prinzip der
„Health Card“.

4. Modernisierung des Wettbewerbsrechts

Am 23. 2. 2013 ist mit dem Bundesgesetz Nr. 4/2012 erst-
malig eine gesetzliche Regelung zum Wettbewerbsrecht in
Kraft getreten (WBG). Vor Inkrafttreten des WBG hatten
sich nur vereinzelt in anderen Gesetzen wettbewerbsrecht-
liche Regelungen gefunden wie z.B. im Verbraucher-
schutzgesetz (Bundesgesetz Nr. 24/2006) oder in den
Art. 64 bis 70 des Handelsgesetzbuches der VAE (Bundes-
gesetz Nr. 18/1993 v. 20. 9. 1993). Das WBG umfasst da-
bei u.a. international anerkannte Regelungen zur Fusions-
kontrolle, zum Verbot wettbewerbswidriger Absprachen
sowie zum Verbot der Ausnutzung einer beherrschenden
Marktposition. Die rechtliche Werthaltigkeit der gesetz-
lichen Regelungen wurde zum Teil erheblich kritisiert, da
viele Branchen ausgenommen wurden. So findet das Ge-
setz beispielsweise keine Anwendung auf den Telekommu-
nikations-, Finanz-, Pharmazie-, M�llentsorgungs-, �l-
und Gassektor. Auch staatliche Unternehmen sind von
dem Gesetz befreit (vgl. Annex zum Art. 4(1)WBG).
Durchf�hrungsbestimmungen wurden erst am 27. 10. 2014
erlassen, so dass das Gesetz seine Praxistauglichkeit noch
beweisen muss.

5. Reform des Schutzes Geistigen Eigentums (IP)

Die VAE hatten lange Zeit den Ruf eines Paradieses f�r
Marken- und Produktpiraterie. Zahlreiche Gesetzesrefor-
men und eine gewachsene Sensibilisierung der Verwaltung
zur Durchsetzung von Anspr�chen haben jedoch dazu ge-
f�hrt, dass IP-Rechte in den VAE mittlerweile einen inter-
national akzeptablen Schutz genießen. Grundlagen daf�r
sind die mit dem WTO-Beitritt verbundene Ratifizierung
des TRIPs-Abkommens (= Agreement on Trade-Related
Aspects of Intellectual Property Rights) sowie der Beitritt
zu gleich mehreren internationalen Abkommen zum Schut-
ze geistigen Eigentums (u.a. Nizzaer Abkommen von
1957, Vertrag �ber die Internationale Zusammenarbeit auf

L�nderreporte Heft 4/2015 RIW 207

 3 / 5



 

dem Gebiet des Patentwesens, Berner �bereinkunft zum
Schutz von Werken der Literatur und Kunst, Pariser Ver-
bands�bereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigen-
tums). Daneben wurden national im Jahr 2002 eine neues
Markengesetz (Gesetz Nr. 8/2002) und Urheberrechtsge-
setz (Gesetz Nr. 7/2002) sowie 2006 ein neues Patentgesetz
(Bundesgesetz Nr. 31/2006) erlassen, die nunmehr eine
Durchsetzung entsprechender Rechte vor Ort gew�hrleis-
ten.

6. Modernisierung des Schiedsrechts –
Vollstreckbarkeit ausl�ndischer Titel

a) Modernisierung des Schiedsrechts

F�rmliche Schlichtungen durch Schiedsgerichte geh�ren zu
den Grunds�tzen des islamischen Rechtsverst�ndnisses. Sie
stellen daher einen wichtigen Streitbeilegungsmechanismus
f�r die VAE dar. Trotz dieser Wichtigkeit werden solche
Schiedsverfahren in den VAE derzeit weiterhin „nur“ durch
das in dieser Hinsicht als veraltet anzusehende VAE-Zivil-
prozessgesetz (ZPG – Bundesgesetz Nr. 11/1992, zuletzt ge-
�ndert durch Gesetz Nr. 30/2005), geregelt. Der seit gerau-
mer Zeit diskutierte und auf dem UNCITRAL Model Law ba-
sierende Entwurf eines Schiedsgesetzes ist bislang nicht ver-
abschiedet worden. Lediglich das DIFC verf�gt seit 2008
�ber ein modernes Schiedsgesetz (DIFC Arbitration Law
No. 1/2008). Entsprechend muss auch die Anerkennung und
Vollstreckung inl�ndischer Schiedsspr�che nach dem ZPG
abgewickelt werden, was modernen Anspr�chen kaum mehr
gen�gt.

b) Vollstreckbarkeit ausl�ndischer (Schieds-)
Gerichtsentscheidungen

Die Anerkennung (vorrangig nicht-arabischer) ausl�ndi-
scher Schieds- und Gerichtsurteile in den VAE hat in der
Vergangenheit zu erheblichen Schwierigkeiten gef�hrt, da
zwischen den VAE und vielen nicht-arabischen L�ndern
h�ufig keine (bilateralen) Abkommen �ber die gegenseiti-
ge Anerkennung und Vollstreckung von gerichtlichen Ent-
scheidungen und/oder Schiedsspr�chen existieren. Die
Anerkennung ausl�ndischer Titel in den VAE ist nach
Auffassung der obersten Gerichtsh�fe der VAE (u.a. Ur-
teil des Kassationsgerichtshofes von Dubai vom 10. 3.
2001) nur dann m�glich, wenn zwischen den beteiligten
Staaten zumindest ein bilateraler Staatsvertrag zur Aner-
kennung derartiger Entscheidungen besteht. Das ist in
Bezug auf gerichtliche Entscheidungen jedoch h�ufig
nicht der Fall, weshalb insbesondere im Verh�ltnis zu
Deutschland weiterhin die Gegenseitigkeit nicht verb�rgt
ist.

Es gibt jedoch auch Positives zu vermelden: Nach jahrelan-
gen Vorbereitungen sind die VAE im Jahr 2006 als 138. Staat
dem New Yorker �bereinkommen vom 10. 6. 1958 �ber die
Anerkennung und Vollstreckung ausl�ndischer Schiedsspr�-
che beigetreten. Das Ratifizierungsgesetz (Verordnung
Nr. 43/2006) wurde im VAE-Gesetzblatt Nr. 450 vom 21. 8.
2006 ver�ffentlicht und am 19. 11. 2006 ins lokale Recht
transformiert. Damit ist die Rechtsgrundlage daf�r geschaf-
fen worden, dass in ausl�ndischen Vertragsstaaten ergange-
ne Schiedsspr�che in den VAE vollstreckt werden k�nnen,
sofern sie dort schiedsf�hig sind und – u.a. – nicht gegen
den „ordre public“ der VAE verstoßen. Nach anf�nglichen
Schwierigkeiten und nicht immer einheitlicher Gerichtspra-
xis haben nunmehr die obersten Gerichtsh�fe der VAE in

entsprechenden Leitentscheidungen (Entscheidungen des
Kassationsgerichtshofes Dubai vom 28. 9. 2012 und des
Abu Dhabi-Kassationsgerichtshofes Nr. 679/2010) die vor-
rangige Anwendbarkeit des New Yorker Abkommens vor
dem ZPG ausdr�cklich best�tigt.

7. Steuerrecht

a) Nationale Bestimmungen

Die VAE kennen kein bundeseinheitliches Steuerrecht. Die
Steuergesetzgebung ist den einzelnen Emiraten vorbehal-
ten. Die Gesetze der �berwiegenden Mehrheit der Emirate
sehen zwar die Erhebung von Steuern vor (jedoch keine
Einkommensteuern f�r nat�rliche Personen), in der Praxis
werden die meisten dieser Vorschriften jedoch nicht ange-
wendet (Ausnahmen bei Banken und �lgesellschaften).
Grunds�tzlich gelten diese steuerlichen Regelungen auch
f�r die Freihandelszonen. Alle Emirate haben in ihren
Freihandelszonengesetzen jedoch ausdr�ckliche Bestim-
mungen verankert, die Steuerbefreiungen von 15 bis 50
Jahren garantieren. Diskutiert wird jedoch – auf „Empfeh-
lung“ des IWF – zumindest die Einf�hrung einer Mehr-
wertsteuer in einer Gr�ßenordnung von 3% bis 5%. Eine
konkrete Umsetzung ist aber derzeit wohl nicht geplant, so
dass die VAE ihren Ruf als „Steueroase“ bis auf Weiteres
behalten werden.

b) Doppelbesteuerungsabkommen VAE/Deutschland

Das seit Juni 1996 zwischen den VAE und Deutschland
geltende Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteu-
erung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und
vom Verm�gen und zur Belebung der wirtschaftlichen
Beziehungen (DBA) ist zum 31. 12. 2008 ausgelaufen.
Am 30. 6. 2010 haben Deutschland und die VAE ein neu-
es DBA unterzeichnet. Nach innerstaatlicher Ratifizierung
trat es r�ckwirkend zum 1. 1. 2009 in Kraft. Danach wird
nun eine Doppelbesteuerung i.d.R. nur noch durch die
sog. „Anrechnungsmethode“ vermieden und nicht mehr,
wie zuvor, durch die Freistellungsmethode. Da in den
VAE jedoch faktisch keine Steuern gezahlt werden m�s-
sen, verbleibt es in den F�llen einer unbeschr�nkten Steu-
erpflicht in Deutschland nunmehr bei einer Vollversteu-
erung in Deutschland. Durch die Anrechnungsmethode ist
insbesondere eine Verschlechterung der steuerrechtlichen
Situation von Arbeitnehmern eingetreten, die in den VAE
t�tig sind, aber noch einen Wohnsitz oder gew�hnlichen
Aufenthaltsort in Deutschland haben. Der „Auslandst�tig-
keitserlass“ von 1983 tritt zudem hinter dem neuen DBA
subsidi�r zur�ck und kann damit nicht mehr wirksam gel-
tend gemacht werden. Auch Eink�nfte rechtlich unselbst-
st�ndiger Betriebsst�tten deutscher Unternehmen in den
VAE sind nunmehr nicht mehr „freigestellt“. Eine Frei-
stellung erfolgt maximal noch zwischen Kapitalgesell-
schaften.

III. Wirtschaftliche Bewertung

Die Vielzahl der gesetzlichen �nderungen hat den Wirt-
schaftsstandort VAE in den letzten Jahren trotz des zwi-
schenzeitlichen wirtschaftlichen „downturns“ nachhaltig
positiv beeinflusst. Ausl�ndische, vor allem deutsche Un-
ternehmen, sind weiterhin gern gesehene Investoren, spe-
ziell im Bereich „Know How-Transfer“, und ihr Chancen-
potential ist angesichts des staatlichen Investitionsvolu-
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mens der n�chsten Jahre betr�chtlich. Insbesondere die
j�ngste Gesetzgebung im Bereich Handelsvertreter- und
Gesellschafts-/Investitionsrecht tr�bt jedoch derzeit den
aus Sicht ausl�ndischer Investoren ansonsten durchweg po-
sitiven rechtlichen und wirtschaftlichen Gesamteindruck
der VAE. Trotz des „Auswegs“ Freihandelszonen w�re es
deshalb w�nschenswert, wenn sich die VAE auf ihre
WTO-Mitgliedschaft bes�nnen und sowohl das Investiti-
ons- als auch Vertriebsrecht wieder liberaler gestalteten.
Weitergehende Reformen in den Bereichen Arbeits- und
Aufenthaltsrecht (z.B. vollst�ndige Abkehr vom Sponsor-
System) sowie im Schiedsrecht w�ren ebenfalls zu begr�-
ßen. Der Beitritt zum New Yorker Abkommen von 1958
ist als Schritt in die richtige Richtung zu begr�ßen, auch
wenn die Anerkennungspraxis bei ausl�ndischen Gerichts-
urteilen weiterhin den Rechtsverkehr beeintr�chtigt. An-
sonsten tragen die vielf�ltigen Gesetzesnovellierungen je-
doch eindeutig weiter zur rechtlichen und wirtschaftlichen
Stabilit�t des Landes bei und bieten ausl�ndischen Investo-
ren eine zunehmend verl�ssliche rechtliche Grundlage f�r
ihre wirtschaftlichen T�tigkeiten in den VAE und am ara-
bischen Golf.

Carlos Nieto, LL.M. (M�nchen), Richter am Juzgado de lo Mercantil Nr. 1, Madrid,
Dr. Alexander Steinmetz, Mag. iur., Rechtsanwalt, Frankfurt a.M./K�ln, und
Mar
a Bartle Agust
n, Abogada, Castell�n/Madrid

L�nderreport Spanien
I. Rechtspolitischer Hintergrund

Es mehren sich die Anzeichen, dass Spanien die schwerwie-
gende Wirtschaftskrise nach und nach �berwindet. Seit Ende
2013 verzeichnet die spanische Wirtschaft ein langsames
Wachstum. Angaben der �ffentlichen Arbeitsverwaltung
(Servicio Pfflblico de Empleo Estatal) zufolge waren im De-
zember 2014 noch 4447711 Personen als Arbeitslose regis-
triert. Trotz des langsamen wirtschaftlichen Aufschwungs
ist man angesichts dieser Arbeitslosenzahl noch weit von
der Situation vor der Wirtschaftskrise entfernt. So waren bei-
spielsweise im Dezember 2006 lediglich 2002873 Personen
arbeitslos gewesen. Das Jahr 2014 stand politisch im Zei-
chen zweier Aspekte: Einerseits ist offensichtlich das pl�tz-
liche Ende des spanischen Zweiparteiensystems gekommen,
und andererseits besch�ftigte sich Spanien das gesamte Jahr
�ber mit dem durch das Parlament der Autonomen Regionen
Katalonien eingeleitete Unabh�ngigkeitsreferendum.

Im Einzelnen: Am 11. 3. 2014 gr�ndete sich in Spanien die
neue Partei „Podemos“ (zu Deutsch: „Wir k�nnen“). Ohne
dass ein entsprechender Wahlerfolg durch Prognosen vo-
rausgesagt worden war, erlangte die Partei bei den Wahlen
zum Europ�ischen Parlament am 25. 5. 2014 ad hoc f�nf Sit-
ze. Die Partei „Ciudadanos“ (zu Deutsch: „B�rger“), die
sich 2008 erstmals zu allgemeinen Wahlen angemeldet
hatte, war bis zu den besagten Wahlen zum Europaparla-
ment im Mai 2014 auf nationaler bzw. europ�ischer B�hne
sozusagen bedeutungslos und erzielte bei den besagten
Wahlen zwei Sitze im Europaparlament.

Viele Spanier versprechen sich von diesen beiden politi-
schen Parteien eine Regeneration und Selbstreinigung der
politischen Klasse Spaniens, die sich in den letzten Jahren
durch unz�hlige Korruptionsskandale hervorgetan hatte.
„Podemos“ und „Ciudadanos“ gewinnen deshalb immer
mehr Bedeutung, weshalb erstmals davon ausgegangen
wird, dass bei den spanischen Parlamentswahlen andere Par-
teien als die beiden bisherigen „Volksparteien“ Partido Po-
pular (PP) und Partido Socialista (PSOE) �ber die Vertei-
lung der Macht in Spanien entscheiden k�nnen. Im Hinblick
auf den Umstand, dass bei den griechischen Parlamentswah-
len im Januar 2015 mit „Syriza“ das griechische Gegenst�ck
von „Podemos“ als Wahlsieger hervorgegangen ist, herrscht
in Spanien eine Stimmung, die es m�glich erscheinen l�sst,
dass auch im K�nigreich ein entsprechender Wahlsieg nicht
ausgeschlossen werden kann.

Hinsichtlich des durch das Katalanische Parlament angesto-
ßenen Prozesses eines Unabh�ngigkeitsreferendums ist an-
zumerken, dass das entsprechende Vorhaben im spanischen
Parlament (Congreso de Deputados) mit ganz �berwiegen-
der Mehrheit zur�ckgewiesen wurde. Als Reaktion hierauf
beschloss das katalanische Parlament, ein eigenes Gesetz
�ber die B�rgerbefragung zu erlassen, um den f�r dem 9. 11.
2014 anberaumten Referendum einen rechtlichen Rahmen
geben zu k�nnen.

Das spanische Verfassungsgericht hatte mit Entscheidung
vom 29. 9. 2014 die Durchf�hrung des Referendums zur Un-
abh�ngigkeit Kataloniens untersagt. Die Regionalregierung
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